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Kleine Anfrage

der Abgeordneten Volker Miinz, Nicole Hochst, Dr. G6tz Fromming, Dr. Michael
Kaufmann, Barbara Benkstein und der Fraktion der AfD

Hintergriinde zur moglichen Regelung eines Migrationsproporzes fiir
Bundesbehorden, insbesondere bezuglich der Kulturbehorden und
wissenschaftlichen Einrichtungen des Bundes

Die Bundestagsfraktion der SPD plant nach Informationen der Bild-Zeitung,
noch vor dem 25. Dezember 2024 einen Entwurf fiir ein Partizipationsgesetz
vorzulegen (www.bild.de/politik/spd-plant-migranten-quote-im-oeffentlichen-d
ienst-66fa58e01741ba3c8ef86472; abgerufen am 2. Oktober 2024). In deren
Arbeitsplanung fiir das 2. Halbjahr 2024 heife es: ,,Mit diesem Gesetz soll die
Partizipation der Einwanderungsgesellschaft gestirkt werden durch eine Quote
von Personen mit Migrationsgeschichte oder Diskriminierungserfahrung bei
Bundesgerichten und Behorden* (ebd.). Ein konkreter Prozentsatz werde nicht
benannt (ebd.). Eine Fraktionssprecherin habe mitgeteilt, es handle sich bei
dem Entwurf fiir ein Partizipationsgesetz um ein Vorhaben, auf das sich die Re-
gierungskoalition in ihrem Koalitionsvertrag geeinigt hitte (ebd.). Geplant sei,
,in der Bundesverwaltung und in den Unternechmen mit Bundesbeteiligung eine
ganzheitliche Diversity-Strategie mit konkreten FordermaBinahmen, Zielvor-
gaben und MaBinahmen fiir einen Kulturwandel® einzufiihren (ebd.). In der Tat
heilt es im Koalitionsvertrag: ,,Fiir mehr Représentanz und Teilhabe werden
wir ein Partizipationsgesetz vorlegen mit dem Leitbild ,,Einheit in Vielfalt” und
die Partizipation der Einwanderungsgesellschaft stirken (etwa durch Einfiih-
rung eines Partizipationsrates). In der Bundesverwaltung und in den Unterneh-
men mit Bundesbeteiligung fithren wir eine ganzheitliche Diversity-Strategie
mit konkreten FordermaBnahmen, Zielvorgaben und MaBnahmen fiir einen
Kulturwandel ein. Die Migrantenselbstorganisationen, die auf dem Boden unse-
rer freiheitlich demokratischen Grundordnung stehen, sind dabei wichtige Part-
nerinnen und Partner* (www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Koalitionsvertrag/K
oalitionsvertrag 2021-2025.pdf; abgerufen am 2. Oktober 2024, S. 94).

Der US-amerikanische Anthropologe und Professor an der Universitit Boston
Dr. Peter Wood wies in seinem 2004 erschienen Buch ,,Diversity: Die Erfin-
dung eines Konzepts® am Beispiel der ,,Affirmative Action®, also der bevor-
zugten Zulassung von Nichtweilen Studienbewerbern an US-Hochschulen, da-
rauf hin, dass die Befiirworter der Diversity anstreben, anstelle von Gleichbe-
rechtigung und Leistungsprinzip eine gesetzlich sanktionierte Bevorzugung von
ethnischen Minderheiten oder Frauen zu erreichen (www.nzz.ch/feuilleton/goo
gle-und-james-damore-diversity-hat-eine-angstbesetzte-intellektuelle-einfalt-pr
oduziert-1d.1311537; abgerufen am 2. Oktober 2024). Die Befiirworter der Di-
versity argumentierten demnach mit historisch erlittenem Unrecht. Aufgrund
der Versklavung der Vorfahren von Angehorigen bestimmter Ethnien und jahr-
tausendelanger Unterdriickung von Frauen, sei es richtig, ihnen heute den Zu-
gang zu Bildungseinrichtungen zu erleichtern. Auch im vom Bundesministe-
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rium fiir Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) geforderten Nationa-
len Diskriminierungs- und Rassismusmonitor wird der Zusammenhang von Di-
versitdt und nichtweifler Abstammung nach Ansicht der Fragesteller offenkun-
dig, wenn es heiflt, aufgrund eines ,,noch nicht diversifizierten Personals in der
Wissenschaft® bediirfe es ,,innovativer Kooperationen mit aulleruniversitéren,
zivilgesellschaftlichen =~ Akteur*innen, = Community-Organisationen  und
-Reprasentant*innen®, die Wissen iiber ,,Schwarze, afrikanische und afrodia-
sporische Lebensrealititen in Deutschland aus der Perspektive der Betroffenen®
generierten (Nationaler Diskriminierungs- und Rassismusmonitor [Hg.]: Ras-
sismusforschung 1. Theoretische und interdisziplindre Perspektiven, Bielefeld
2023, S. 10). Im Juni 2023 verbot der Oberste Gerichtshof der Vereinigten
Staaten die Affirmative Action, mit der vor allem Schwarze, Hispanics und In-
digene gegeniiber Weillen bevorzugt worden waren (www.deutschlandfunkkult
ur.de/affirmative-action-usa-klage-100.html#Urteil; abgerufen am 2. Oktober
2024).

Mit der Eintragung des besagten Gesetzesvorhabens in den Zeitplan wolle die
SPD nun ,,den Willen zur Umsetzung bekunden®, heifit es laut Bild-Zeitung
(www.bild.de/politik/spd-plant-migranten-quote-im-oeffentlichen-dienst-66fa5
8e01741ba3c8ef86472; abgerufen am 2. Oktober 2024). Dabei handelt es sich
scheinbar um die Ausweitung eines Entwurfs des Bundesministeriums des In-
nern und flir Heimat (BMI) vom Juni 2024 (vgl. www.tichyseinblick.de/meinu
ngen/faeser-will-mehr-migranten-zu-beamten-machen/; abgerufen am 2. Okto-
ber 2024). Dass der Vorsitzende der Fraktion der SPD, Herr Dr. Rolf
Miitzenich, das Vorhaben einer Quotenregelung fiir seine Fraktion zuriickge-
wiesen hat, schafft in den Augen der Fragesteller keine Klarheit in Hinblick auf
etwaige entsprechende Vorhaben seitens der Bundesregierung. Zu den gegebe-
nenfalls potenziell betroffenen Bundesbehdrden zdhlen auch die Bundeskultur-
behorden sowie wissenschaftliche Einrichtungen wie die Hochschule des Bun-
des fiir 6ffentliche Verwaltung (HS Bund) (www.bmi.bund.de/SharedDocs/beh
oerden/DE/hsbund.html; abgerufen am 2. Oktober 2024).

Der Bremer Migrationsforscher PD Dr. Stefan Luft von der Universitit Bremen
habe im Sommer bereits massive Zweifel geduBert: ,,Solche Politik erweckt
den Eindruck der Bevorzugung von Migranten und der Benachteiligung der an-
gestammten Bevolkerung® und sei daher ,,schédlich® (www.bild.de/politik/spd-
plant-migranten-quote-im-oeffentlichen-dienst-66fa58e01741ba3c8ef86472;
abgerufen am 2. Oktober 2024). So spalte man unsere Gesellschaft. Der Bonner
Verfassungsrechtler und Lehrstuhlinhaber an der Universitit Bonn Prof.
Dr. Christian Hillgruber bezeichnete das Vorhaben als ,,schon im Ansatz ver-
fehlt™ (www.bild.de/politik/spd-plant-migranten-quote-im-oeffentlichen-dienst-
66fa58e01741ba3c8ef86472; abgerufen am 2. Oktober 2024). Die Bundesver-
waltung sei kein Représentativorgan. Es brauche eine leistungsfdhige Bundes-
verwaltung und keine, ,,in die nach dem Geschlechterproporz nun auch noch
der Migrationsproporz einzieht (www.bild.de/politik/spd-plant-migranten-quo
te-im-oeffentlichen-dienst-66fa58¢01741ba3c8ef86472; abgerufen am 2. Okto-
ber 2024).

Wir fragen die Bundesregierung:

1. Arbeitet die Bundesregierung bereits an einem Referentenentwurf flir das
im Koalitionsvertrag angekiindigte Partizipationsgesetz?

a) Wenn ja, kann die Bundesregierung angeben, bis wann mit diesem Ent-
wurf zu rechnen sein wird (bitte ggf. angeben)?

b) Wenn nein, wann plant die Bundesregierung die Arbeit an diesem Ent-
wurf ggf. aufzunehmen?
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2. Beabsichtigt die Bundesregierung, an den Hochschulen des Bundes oder
anderen wissenschaftlichen Bundeseinrichtungen fiir die Besetzung von
Stellen beliebiger Art eine Quote von Personen mit ,,Migrationsgeschichte
oder Diskriminierungserfahrung® einzufiihren (vgl. Vorbemerkungen der
Fragesteller)?

a) Wenn ja, fiir die Besetzung welcher Stellen und mit welchem konkreten
Prozentsatz beabsichtigt die Bundesregierung, eine solche Quote einzu-
fiihren?

b) Wenn nein, schlieit die Bundesregierung eine solches Vorhaben fiir die
Zukunft aus und aus welchen Griinden tut sie dies gegebenenfalls?

3. Gibt es seitens der Bundesregierung Pléne, mit Blick auf die Bundeskultur-
behorden fiir die Besetzung von Stellen beliebiger Art eine Quote von Per-
sonen mit ,,Migrationsgeschichte oder Diskriminierungserfahrung einzu-
fiithren (vgl. Vorbemerkungen der Fragesteller)?

a) Wenn ja, fiir die Besetzung welcher Stellen und mit welchem konkreten
Prozentsatz beabsichtigt die Bundesregierung eine solche Quote einzu-
fiihren?

b) Wenn nein, schlie8t die Bundesregierung eine solches Vorhaben fiir die
Zukunft aus und aus welchen Griinden tut sie dies gegebenenfalls?

4. Hat die Bundesregierung sich eine Auffassung zum Urteil des Obersten Ge-
richtshof der Vereinigten Staaten gebildet, durch welches die Maflnahme
zur bevorzugten Zulassung von Nichtweilen zum Studium an US-
Hochschulen unter dem Titel Affirmative Action beendet worden ist?

a) Wenn ja, ist die Auffassung der Bundesregierung zu diesem Urteil des
Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten in die Uberlegungen zum
Vorhaben des Entwurfs und zur konkreten Ausgestaltung eines Partizi-
pationsgesetzes eingeflossen und inwiefern ist dies gegebenenfalls ge-
schehen?

b) Wenn nein, warum hat sich die Bundesregierung zu diesem Urteil des
Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten bislang keine eigene
Auffassung gebildet?

Berlin, den 29. November 2024

Dr. Alice Weidel, Tino Chrupalla und Fraktion



Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstralte 83—91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Koln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333

12)8S.J8 UOISI8/ BLI8LIO{8] 8Ip Y2inp piiM - BUNSSEIGEION



	Kleine Anfrage der Abgeordneten Volker Münz, Nicole Höchst, Dr. Götz Frömming, Dr. Michael Kaufmann, Barbara Benkstein und der Fraktion der AfD
	Hintergründe zur möglichen Regelung eines Migrationsproporzes für Bundesbehörden, insbesondere bezüglich der Kulturbehörden und wissenschaftlichen Einrichtungen des Bundes
	Wir fragen die Bundesregierung:



